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Gericht 

AUSL EGMR 

Rechtssatznummer 

RS0122403 

Entscheidungsdatum 

16.04.2019 

Geschäftszahl 

Bsw37555/97; Bsw70276/01; Bsw15172/13; Bsw53659/07; Bsw12778/17 

Norm 

MRK Art5 Abs1 litc III4d2 

Rechtssatz 

Der hinreichende Tatverdacht, auf den eine Festnahme gestützt werden muss, ist ein essentieller 
Bestandteil des Schutzes gegen willkürliche Festnahmen und Anhaltungen gemäß Art 5 Abs 1 lit c MRK. 
Voraussetzung dafür ist die Existenz von Fakten oder Informationen, die es einem objektiven Beobachter 
soweit glaubhaft machen, dass die betroffene Person die Straftat begangen haben könnte. Im 
Zusammenhang mit terroristischen Verbrechen ergeben sich jedoch besondere Probleme, da die Polizei 
im Interesse der öffentlichen Sicherheit einen verdächtigen Terroristen auf Basis einer verlässlichen 
Information zwar festnehmen, diese aber dem Verdächtigen bzw einem Gericht nicht mitteilen kann, ohne 
den Informanten zu gefährden. Obwohl von den Vertragsstaaten nicht verlangt werden kann, den 
hinreichenden Tatverdacht durch Preisgabe vertraulicher Informationsquellen nachzuweisen, können 
selbst die Anforderungen der Terrorismusbekämpfung die Ausdehnung des Begriffes „hinreichend" nicht 
soweit rechtfertigen, dass damit der Schutz durch Art 5 Abs 1 lit c MRK vermindert werden würde. 
(O'Hara gegen das Vereinigte Königreich) 

Entscheidungstexte 

TE AUSL EGMR 2001-10-16 Bsw 37555/97 

Veröff: NL 2001,205 

 

TE AUSL EGMR 2004-05-19 Bsw 70276/01 

Auch; nur: Der hinreichende Tatverdacht, auf den eine Festnahme gestützt werden muss, ist ein 
essentieller Bestandteil des Schutzes gegen willkürliche Festnahmen und Anhaltungen gemäß Art 5 Abs 1 
lit c MRK. Voraussetzung dafür ist die Existenz von Fakten oder Informationen, die es einem objektiven 
Beobachter soweit glaubhaft machen, dass die betroffene Person die Straftat begangen haben könnte. 
(T1); Veröff: NL 2004,123 

 

TE AUSL EGMR 2014-05-22 Bsw 15172/13 

Auch; nur T1; Veröff: NL 2014,237 

 

TE AUSL EGMR 2016-10-11 Bsw 53659/07 
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nur: Voraussetzung für einen hinreichenden Verdacht ist die Existenz von Fakten oder Informationen, die 
es einem objektiven Beobachter soweit glaubhaft machen, dass die betroffene Person die Straftat 
begangen haben könnte. (T2) 

Veröff: NL 2016,412 

 

TE AUSL 2019-04-16 Bsw 12778/17 

nur T2 

European Case Law Identifier 

ECLI:AT:AUSL000:2001:RS0122403 


